Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/3280 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Weigl, Dr. Fuchs, Niegel, Spilker 

und Genossen 


betr. Probleme der Zonenrandiörderung 


Wir fragen die Bundesregierung: 


1. Warum wurde die Übergangsregelung für vor dem 1. Ja- 
nuar 1971 gestellte Anträge auf Grenzlandsonderabschrei- 
bungen von der Bundesregierung ursprünglich so einge- 
schränkt, daß Verluste nur durch Abschreibungen auf 
solche Wirtschaftsgüter entstehen durften, die vor dem 
31. Dezember 1972 angeschafft oder hergestellt werden? 

2. Trifft es zu, daß aufgrund dieser Einschränkung die Bau- 
aufträge für große Fremdenverkehrsprojekte im Zonen- 
randgebiet, z. B. Sibyllenbad im Landkreis Tirschenreuth, 
möglichst schnell, z. T. sogar unter einem unvertretbaren 
Zeitdruck vergeben werden mußten? Wann sind die da- 
durch aufgetretenen Schwierigkeiten der Bundesregierung 
erstmals bekannt geworden? 

Warum wurde die Fertigstellungsfrist nicht sofort nach 
Bekanntwerden dieser Schwierigkeiten bis zum 31. Dezem- 
ber verlängert? 

3. Für wie viele solche Fremdenverkehrsprojekte (siehe Num- 
mer 2) wurde bisher bei den Zonenrandländern ein An- 
trag auf Förderung aus Mitteln der Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" ge- 
stellt? Kann die Bundesregierung die zu erwartende Inve- 
stitionssumme und die voraussichtliche Höhe der beantrag- 
ten Investitionszuschüsse nennen? Ist es richtig, daß die 
den Zonenrandländern zur Erfüllung der Gemeinschafts- 
aufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" 
im Haushaltsjahr 1972 zur Verfügung stehenden Mittel 
nicht annähernd ausreichen, um die Errichtung oder Erwei- 
terung von gewerblichen Produktionsbetrieben und die Er- 
richtung und Erweiterung von Fremdenverkehrsbetrieben 
ausreichend fördern zu können? 
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Wird aus diesem Grunde die Bundesregierung die für das 
Haushaltsjahr 1973 vorgesehenen Mittel zur Erfüllung der 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirt- 
schaftsstruktur" wesentlich erhöhen? 

4. In welcher Höhe kommen Bundesbürgschaften für Frem- 
denverkehrs- bzw. Bäderprojekte im Zonenrandgebiet, z. B. 
Sibyllenbad, in Frage, falls alle notwendigen Bürgschafts- 
voraussetzungen erfüllt sind? 

5. In wie vielen Fällen konnten die Zonenrandländer die 
Höchstsätze der Hilfen für die Errichtung, Erweiterung, Um- 
stellung und Rationalisierung von Fremdenverkehrs- und 
Gewerbebetrieben nach den Richtlinien für das regionale 
Förderungsprogramm der Bundesregierung, gültig ab 1. Au- 
gust 1969 bzw. nach den ab 1. Januar 1971 geltenden Richt- 
linien mangels fehlender Mittel nicht gewähren? 

6. In wie vielen Fällen können Anträge auf Hilfen für die 
Errichtung und Erweiterung von gewerblichen Produktions- 
betrieben im Zonenrandgebiet, bezogen auf übergeordnete 
Schwerpunktorte und Schwerpunktorte, im Haushaltsjahr 
1972 von den Ländern voraussichtlich nicht in voller Höhe, 
d. h. mit 15 bzw. 25 v. H. der Investitionskosten bedient 
werden? 

Wird die Bundesregierung künftig die Gewährung von In- 
vestitionszuschüssen im Nachhinein gestatten, falls die in 
die Gesamtfinanzierung der Investition eingeplanten Dar- 
lehen der Bundesanstalt für Arbeit nicht zur Verfügung 
stehen? 

Was wird die Bundesregierung tun, um sicherzustelllen, daß 
insbesondere mittelständische Unternehmen das nach dem 
Gemeinschaftsaufgabengesetz vorgesehene Höchstmaß der 
Förderung auch tatsächlich erhalten? 

7. In welchen übergeordneten Schwerpunktorten außerhalb 
des Zonenrandgebietes wurden Hilfen für die Errichtung 
von gewerblichen Produktionsbetrieben in Höhe von 
20 V. H. der Investitionskosten gewährt? 

Ist dieser Präferenzvorsprung gegenüber dem überwiegen- 
den Teil des Zonenrandgebietes mit den politischen Ab- 
sichtserklärungen von Bundestag und Bundesregierung 
über die Priorität der Zonenrandförderung vor der Förde- 
rung anderer Gebiete (außer Berlin) noch vereinbar? 

8. Warum hat die Bundesregierung bei der Schaffung von 
übergeordneten Schwerpunktorten im Zonenrandgebiet im 
Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der re- 
gionalen Wirtschaftsstruktur'' nicht bevorzugt jene Stadt- 
und Landkreise im Zonenrandgebiet berücksichtigt, die in 
ihrer Entwicklung besonders zurückgeblieben sind oder in 
denen ein Zurückbleiben hinter der allgemeinen Entwick- 
lung besonders stark zu befürchten ist? 
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9. Welche Stadt- und Landkreise des Zonenrandgebietes wei- 
sen - bezogen auf die letzten zehn Jahre - die höchsten 
Abwanderungs- und Arbeitslosenquoten auf? 

10. Wie hat sich der Anteil der Bundesfördergebiete am gesamt- 
ten Bundesgebiet (einschließlich Berlin) seit 1965 entwickelt? 
Welchen Anteil erhielt das Zonenrandgebiet seit 1965 pro 
Haushaltsjahr aus den Gesamtmitteln des Bundes für die 
regionale Wirtschaftsförderung? Wie bewertet die Bundes- 
regierung die Auffassung prominenter Wirtschaftler und 
Kommunalpolitiker, daß durchschlagende Erfolge für die 
am schwächsten entwickelten Gebiete nicht zu erwarten 
sind, solange, wie in der Gegenwart nahezu 60 v. H. des 
Bundesgebietes Fördergebiet ist und die Präferenzen für 
die besonders schwachen Gebiete kaum ins Gewicht fallen? 

11. Ist die Bundesregierung bereit, für das Zonenrandgebiet 
unter Berücksichtigung der besonderen Situation der Ge- 
biete mit hohen Arbeitslosen- und Abwanderungszahlen 
künftig zusätzliche Haushaltsmittel einzusetzen, damit in 
den besonders zurückgebliebenen Gebieten des Zonenrand- 
gebietes den Gemeinden und der Wirtschaft zu besonders 
günstigen Bedingungen geholfen werden kann? Wird die 
Bundesregierung für diesen Zweck auch zusätzliche ERP- 
Programme bereitstellen? Kann die Existenzgründung be- 
sonders gefördert werden? 

12. Können in Ausnahmefällen auch kreditwürdige, gemein- 
nützige Vereine im Zonenrandgebiet, die praktisch kom- 
munale Aufgaben erfüllen, die z. B. den Bau von Naher- 
holungszentren durchführen, öffentlich gefördert werden? 

13. Welche objektiven Voraussetzungen muß eine Gemeinde 
im Zonenrandgebiet erfüllen, wenn sie im Rahmen eines 
Regionalen Aktionsprogramms als übergeordneter Schwer- 
punktort oder als Schwerpunktort anerkannt werden will? 
Welche Einspruchsmöglichkeiten besitzt eine Gemeinde 
gegen die Ablehnung ihres Antrages? Werden selbständige 
Randgemeinden von übergeordneten Schwerpunktorten 
und Schwerpunktorten in der Förderungsintensität diesen 
gleichgestellt? Müssen diese Randgemeinden mit dem über- 
geordneten Schwerpunktort bzw. dem Schwerpunktort bau- 
lich zusammengewachsen sein? Bis zu welchem Umkreis 
werden Randgemeinden in die Schwerpunktförderung ein- 
bezogen? 

14. Welche Folgerungen zieht die Bundesregierung aus der 
Veröffentlichung im Raumordnungsbericht 1970, wonach 
auch in den schwach strukturierten Gebieten im Jahre 1980 
der überwiegende Teil der Bevölkerung in den Folgebe- 
reichen beschäftigt sein wird? Ist sie bereit, die Handwerks- 
förderung durch Beratungsdienste und durch andere Förde- 
rungseinrichtungen, z. B. durch die Förderung der elektro- 
nischen Datenverarbeitung besonders zu verstärken? Wel- 
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che Überlegungen stellt die Bundesregierung an, um die 
Situation der mittelständischen Wirtschaft im Zonenrand- 
gebiet steuerlich zu verbessern? Kann sichergestellt wer- 
den, daß die Bedingungen der ERP-Programme bereits je- 
weils am Jahresanfang in den Kreditinstituten aufliegen? 

15. Wird die Bundesregierung an der Schaffung zusätzlicher 
Arbeitsplätze als dem ausschließlichen Erweiterungsmerk- 
mal als Förderungsgrundlage für Hilfen (neben dem Primär- 
effekt) festhalten, oder ist daran zu denken, nachprüfbare 
betriebswirtschaftliche Kapazitätsmerkmale zur Qualifika- 
tion von Erweiterungsinvestitionen zuzulassen? Bis wann 
kann mit einer Novellierung des Investitionszulagengeset- 
zes im Blick auf eine größere Rechtssicherheit gerechnet 
werden? Wird bei der Novellierung des Investitionszula- 
gengesetzes dafür Sorge getragen werden, daß die Nutzung 
von Wohnräumen nicht generell zur Ablehnung der Inve- 
stitionszulage führt, also lediglich für einen Teil der In- 
vestitionen keine Zulage beansprucht werden kann, wenn 
der Unternehmer oder Gesellschafter selbst Wohnräume 
nutzt? 

16. Wird die Bundesregierung weiterhin „gezielten Maßnah- 
men der regionalen Wirtschaftsförderung" (siehe Antwort 
auf eine Kleine Anfrage der Abgeordneten Weigl, Hösl, Dr. 
Warnke .... und Genossen - Drucksache VI/545) den Vor- 
zug vor Vergünstigungen für die Arbeitnehmerschaft im 
Zonenrandgebiet geben, oder teilt mittlerweile die Bundes- 
regierung folgende Feststellung der Regierung der Ober- 
pfalz: „Die regionale Wirtschaftsförderung wird auf die 
Dauer dem Sog der Ballungsräume für die Grenzlandbe- 
völkerung nicht entgegenwirken können, wenn Arbeitneh- 
mer im Zonenrandgebiet keinen finanziellen Ausgleich er- 
halten."? 

Können folgende Feststellungen aus einem Bericht des 
Arbeitsamtes Weiden als typisch für alle Teile des Zonen- 
randgebietes angesehen werden: „Ausgehend von der Tat- 
sache, daß zwar das Straßennetz im Arbeitsamtsbezirk 
relativ gut durchdacht und ausgebaut ist, potentielle Ver- 
kehrsträger aber fehlen, da nur dicht besiedelte Gebiete 
ausreichend bedient werden, wurde der Vorschlag der 
Gründung eines Verkehrsverbundes lebhaft begrüßt. Klar- 
heit bestand vor allem darin, daß, nachdem selbst in Bal- 
lungszentren solche Unternehmungen Zuschußbetriebe 
sind, auch dieser Verkehrsverbund der finanziellen Unter- 
stützung der öffentlichen Hand bedarf. 

Privatinitiative ist im übrigen nicht zu erwarten, da Inve- 
stitionszulagen, Investitionszuschüsse und Darlehen für die 
Anschaffung neuer Omnibusse nicht gewährt werden; auch 
fehlt ein Förderungsprogramm für die öffentlichen und pri- 
vaten Verkehrsträger. 

Als vorläufige Lösung wurde eine Erhöhung der Kilometer- 
geldpauschale für Pendler aus dem Zonenrandgebiet vorge- 
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schlagen."? Welche Folgerungen sind aus diesen Feststel- 
lungen zu ziehen? Wird die Bundesregierung wenigstens 
den Vorschlag einer Erhöhung der Kilometergeldpauschale 
ernsthaft für jene Fälle prüfen, in denen durch eine Bestä- 
tigung der Gemeinde nachgewiesen wird, daß ein Arbeits- 
platz weder durch öffentliche noch durch private Verkehrs- 
träger zeitgerecht erreichbar ist? 

17. Wie gedenkt die Bundesregierung zu verhindern, daß § 4 
des Zonenrandförderungsgesetzes, wonach der Ausbau des 
Bundesverkehrswegenetzes im Zonenrandgebiet bevorzugt 
gefördert werden soll, weiterhin bloßer Programmsatz ohne 
zusätzliche Finanzmittel bleibt, so daß der für die Entwick- 
lung und Erschließung hier besonders notwendige Ver- 
kehrsausbau immer stärker hinter den regionalpolitischen 
Notwendigkeiten zurückbleibt? 

18. Kann eine Erstattung des Gewerbesteuerausfalles der Ge- 
meinden aufgrund von Grenzlandsonderabschreibungen 
durch die Bundesregierung in Erwägung gezogen werden? 
Bis wann ist mit einer Neuabgrenzung des Zonenrandge- 
bietes zu rechnen, damit Gemeinden oder Gemeindeteile, die 
im Rahmen der Gebiets- und Verwaltungsreform in Ge- 
meinden außerhalb des Zonenrandgebietes aufgehen, wei- 
terhin die bisherige Förderung erhalten können? Wird die 
Bundesregierung Gemeinden, die als Folgemaßnahme von 
Industrieansiedlungen den Wohnungsbau fördern müssen, 
günstige Baulandbeschaffungs- und Erschließungsdarlehen 
zur Verfügung stellen? 

19. Inwieweit werden die Strukturverbesserungsmaßnahmen 
des Bundes im Rahmen der regionalen Aktionsprogramme 
durch flankierende Wohnungsbaumaßnahmen für das 
Zonenrandgebiet, z, B. durch das Regionalprogramm, ab- 
gesichert? Wird die Bundesanstalt für Arbeit gebeten wer- 
den, auch im Jahre 1972 ausreichende Mittel zur Förderung 
des Wohnungsbaues für Arbeitnehmer im Zonenrandgebiet 
zur Verfügung zu stellen? Kann der Bund Zusatzdarlehen 
für den Eigenheimbau von Lehrkräften und anderen Fach- 
leuten zur Verfügung stellen, damit auf diese Weise die 
Fluktuation bei Lehrern etc, eingeschränkt werden kann? 
Welche städtebaulichen Sanierungsmaßnahmen nach § 1 
Abs. 2 Städtebauförderungsgesetz werden im Haushalts- 
jahr 1972 im Zonenrandgebiet gefördert? 

20. Wird die Bundesregierung die Mittel zur Spitzenfinanzie- 
rung des Baues von Turn- und Sportgeräten im Zonenrand- 
gebiet erhöhen? Wie groß ist der unerledigte Zuschußbe- 
darf für Turn- und Sportstätten aus den Anträgen des Jah- 
res 1971? 

21. Können die Standortnachteile der Landwirtschaft im Zonen- 
randgebiet wenigstens teilweise durch erhöhte Frachthilfen, 
z. B. durch eine Einbeziehung der Kartoffeledelerzeugnisse, 
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von Milchlieferungen aus dem ostbayerischen Zonenrand- 
gebiet nach Berlin usw. ausgeglichen werden? 

Ist die Bundesregierung bereit, den Kartoffelgemeinschafts- 
brennereien im Zonenrandgebiet als Ausgleich für die un- 
günstigen Produktionsgrundlagen und die Standortferne ein 
besonderes Überbrandkontingent einzuräumen? 

Können beim Einzelbetrieblichen Förderungsprogramm 
höhere Beihilfen bzw. günstigere Darlehen zur Stabilisie- 
rung existenzfähiger Betriebe der Landwirtschaft im Zonen- 
randgebiet gewährt werden? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Flurbereinigungs- 
ämter im Zonenrandgebiet die größten Schwierigkeiten ha- 
ben, weil die Begrenzung der Beihilfefähigkeit auf 75 000 
DM je Kilometer für die Befestigung von Wegen den Ver- 
hältnissen nicht mehr gerecht wird? Wann werden die 
auf 2500 DM je ha bearbeiteter Fläche begrenzten Ausfüh- 
rungskosten im Flurbereinigungs verfahren der tatsäch- 
lichen Entwicklung im Zonenrandgebiet angepaßt? 

22. Kann die Bundesregierung bestätigen, daß das Durch- 
schnittsalter der Arzte im Zonenrandgebiet weit über dem 
Bundesdurchschnitt liegt? Wie kann eine ausreichende ärzt- 
liche Versorgung auf die Dauer gewährleistet werden? 

23. Ist der Bundesregierung bekannt, daß die vorhandene hohe 
Arbeitslosigkeit im Zonenrandgebiet des Bayerischen Wal- 
des mit darauf zurückzuführen ist, daß entgegen der bishe- 
rigen Übung die Bundesregierung einen Teil der Mittel des 
Regionalen Förderungsprogramms 1971 gesperrt hat und 
daß das Land Bayern durch die binnenwirtschaftlichen Maß- 
nahmen der Bundesregierung im Jahre 1971 neben Zufüh- 
rungen zur Konjunkturausgleichsrücklage und zeitlichen 
Zurückstellungen bei der Inanspruchnahme von Verpflich- 
tungsermächtigungen auch zu einer Verminderung der Kre- 
ditaufnahme gezwungen wurde, was dazu führte, daß im 
bayerischen Zonenrandgebiet 12,6 Millionen DM für Maß- 
nahmen des Straßen- und Brückenbaus und 7,3 Millionen 
DM für Maßnahmen der Wasserwirtschaft gesperrt werden 
mußten? 

Wird die Bundesregierung in der Zukunft eine den regiona- 
len Notwendigkeiten gerecht werdende Konjunkturpolitik 
betreiben? Können zusätzliche Mittel, z. B. der Europäischen 
Investitionsbank, für das Zonenrandgebiet flüssig gemacht 
werden? 


Bonn, den 17. März 1972 
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Weigl 
Dr, Fuchs 
Niegel 
Spilker 

Dr. Althammer 
Dr. Becher (Pullach) 
Biehle 

Dr. Dollinger 
Engelsberger 
Freiherr von Fircks 
Dr. Franz 
Geisenhofer 
Gerlach (Obernau) 
Gierenstein 
Dr. Gleissner 
Dr. Götz 
Haase (Kassel) 

Hösl 
Kiechle 
Dr. Kley 

Frau Dr. Kuchtner 
Ott 

Dr. Probst 
Rainer 
Sdilee 
Dr. Warnke 

Dr. Wittmann (München) 
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